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Wahre Jubelstimmung wollte
nicht aufkommen, als am
1. Juli 2002 das In-Kraft-

Treten des ersten ständigen Interna-
tionalen Strafgerichtshofs der Welt
(IStGH) in New York gefeiert wurde.

Auch wenn an diesem Tag bereits
eine Vorausdelegation nach Den Haag
reiste, um den neuen Arbeitsplatz ein-
zuweihen, scheint die Zukunft des Ge-
richtshofs unter keinem guten Stern zu
stehen. Das Statut vom 17. Juli 19981

wurde bis zum Juli 2002 von 139 Staa-
ten unterzeichnet und von 76 Staaten
ratifiziert (60 waren nötig). Aber eini-
ge wichtige Staaten wie China, Israel
und vor allem die USA lehnen den Ge-
richtshof ab,wohingegen alle europäi-
schen Verbündeten der USA sich für
ihn aussprechen. Der Streit um Kom-
petenz und Zuständigkeit des IStGH
erweist sich als eine der bisher schwers-
ten Belastungsproben für das trans-
atlantische Bündnis seit dem Ende des
Kalten Krieges.

Ginge es nach den Europäern,
würde das Gericht im Frühjahr 2003
seine Arbeit aufnehmen und Täter
verurteilen, „deren schwerste Verbre-
chen die internationale Gemeinschaft
als Ganzes angehen“.2 Staatschefs, Po-

litiker, Generäle oder einfache Sol-
daten, die nach dem 1. Juli 2002 an
einem Völkermord beteiligt sind,
schwerste Kriegsverbrechen oder Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit be-
gehen, sollen vor den IStGH gestellt
und verurteilt werden können. Mög-
lichst viele Staaten sollen das Statut ra-
tifizieren, damit dadurch die Zahl der
Länder, in denen solche schweren Ver-
brechen ungestraft bleiben, immer ge-
ringer wird. Ginge es nach den Ame-
rikanern, würde der Gerichtshof zwar
eingerichtet,dürfte aber keine Zustän-
digkeit haben über das Personal der
UN-Friedensmissionen von Staaten,
die das Statut nicht ratifiziert haben.

Der am 12. Juli 2002 im Sicherheits-
rat mit Resolution 1422 gefundene
„Kompromiss“ bestätigt – zunächst
für ein Jahr – die Position der USA.
Dieser hat zur Folge, dass ein von 120
Staaten ausgehandelter Vertrag3 im
Nachhinein im Kern verändert wird,
weil das ihm zugrunde liegende fun-
damentale Prinzip „gleiches Recht für
alle“ außer Kraft gesetzt und dadurch
dem Ansehen des Völkerrechts großer
Schaden zugefügt wurde. Die Befür-
worter des IStGH sahen sich gezwun-
gen, diesem „Kompromiss“ zuzustim-
men, weil die USA damit drohten, die
UN-Mission in Bosnien-Herzegowina
nicht zu verlängern und langfristig ihr
Personal aus sämtlichen UN-Friedens-
missionen abzuziehen.Um eine Über-
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stellung amerikanischer Bürger an den
IStGH mit Sicherheit auszuschließen,
wollen die USA jetzt mit über 150 Staa-
ten Vereinbarungen aushandeln, die
eine Auslieferung verbieten.4

Wie konnte es zu diesem „Zwei-
klassenrecht“ kommen? Die unbeug-
same Haltung der USA erscheint be-
sonders unverständlich, weil sie sich
in der Vergangenheit als vehemente
Verfechter von Menschenrechten und
Demokratie hervorgetan haben. So
wurden auf amerikanisches Betreiben
hin nicht nur das Nürnberger Kriegs-
verbrechertribunal, sondern auch die
Ad-hoc-Gerichtshöfe für das ehema-
lige Jugoslawien und Ruanda geschaf-
fen.Auf der Konferenz der diplomati-
schen Bevollmächtigten für den
IStGH im Juni/Juli 1998 in Rom war
die Haltung der Amerikaner gegen-
über einem ständigen Strafgerichts-
hof noch positiv, doch wurde schon
damals erbittert darum gerungen,wie
unabhängig und wie mächtig er sein
sollte.Als sich bei der Verabschiedung
des Statuts jedoch abzeichnete, dass
sich die USA nicht mit ihren Forde-
rungen nach einem schwachen und
vom Sicherheitsrat abhängigen Ge-
richt durchsetzen konnten, begannen
sie, sich von dem Projekt abzuwenden
und es zu boykottieren.

Die Ablehnung blieb nicht rein
rhetorischer Natur. Während die Un-
terzeichnung des Statuts durch Prä-
sident Bill Clinton am letztmöglichen
Tag, dem 31. Dezember 2000, bei den
Befürwortern Hoffnungen auslöste,
dass die USA doch noch ihre Opposi-
tion aufgeben würden, wurde bald
klar,dass weder die Regierung Clinton
noch diejenige von George W. Bush

die Absicht hatten, den Vertrag zur
Ratifizierung an den Senat weiter-
zuleiten.5 Als im Mai 2001 im Kon-
gress  ein „Gesetz zum Schutz ame-
rikanischer Streitkräfte“6 eingebracht
wurde,wurde dies von den Europäern
als massiver Vorstoß gegen den Ge-
richtshof gewertet, weil es amerikani-
sche Soldaten, Beamte und Regie-
rungsmitglieder davor bewahrt, vor
den IStGH geladen zu werden, und
darüber hinaus den Präsidenten be-
vollmächtigt, alle notwendigen (ein-
schließlich militärischer) Mittel ein-
zusetzen, um in Den Haag gefangen
gehaltene Amerikaner zu befreien.7

Am 6. Mai 2002 zog die Bush-Re-
gierung in einem diplomatisches Auf-
sehen erregenden Akt die Unterzeich-
nung des Statuts zurück. Dieser
Schritt ermöglichte es der Regierung,
Ende Juni die bisher rein formale Pro-
zedur der Mandatsverlängerung für
die UN-Friedensmission in Bosnien-
Herzegowina im Sicherheitsrat mit
dem In-Kraft-Treten des IStGH zu
verknüpfen. Zwei Mal wurde die Mis-
sion jeweils nur für wenige Stunden
oder Tage verlängert, bis schließlich
am 12. Juli der besagte „Kompromiss“
ausgehandelt wurde.

Befürchtungen der USA

Die Vereinigten Staaten sind kei-
neswegs dagegen, Kriegsverbre-

cher zu verfolgen und zu bestrafen.Sie
sind auch nicht gegen Kriegsverbre-
chertribunale, die vom UN-Sicher-
heitsrat eingerichtet werden und über
die sie durch ihr Vetorecht die Kon-
trolle haben. Den USA missfällt, dass
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– der Gerichtshof nicht nur die
Rechtsprechung über Täter von
Staaten ausübt, die dem Statut bei-
getreten sind, sondern auch über
diejenigen aus Nichtmitgliedstaa-
ten, falls das Verbrechen auf dem
Territorium eines Mitgliedstaats
begangen wird (Artikel 12);

– der Ankläger von Amts wegen Er-
mittlungen einleiten kann und
dazu lediglich die Zustimmung der
Vorverfahrenskammer benötigt,
bestehend aus drei Richtern (Arti-
kel 15);

– der Sicherheitsrat zwar „Situatio-
nen“ zur Untersuchung an den Ge-
richtshof überweisen kann, aber
ein eingeleitetes Verfahren mit
Konsensbeschluss nur aufschieben,
nicht aber verhindern kann (Arti-
kel 16).
Aus amerikanischer Sicht ist das

Statut fehlerhaft, weil der Ankläger
von keinem anderen Organ kontrol-
liert wird, die Definition der Verbre-
chen vage und daher anfällig für eine
politisierte Anwendung sei, die Ange-
klagten keinen fairen Prozess wie in
den USA erwarten könnten und jeder
Vertragsstaat eine Untersuchung ein-
leiten könne.8

Als Beispiele für politisch motivier-
te Strafverfolgung werden der Versuch
von Slobodan Miloöevib, die NATO-
Intervention in Kosovo als Kriegsver-
brechen vor das Jugoslawien-Tribunal
zu bringen, vorgebracht sowie der
Wunsch Einiger, das amerikanische
Embargo gegen Irak als Genozid ver-
urteilt zu sehen. Auch Israels Sied-
lungspolitik könnte dann von einem
Richter des IStGH als Völkermord
und Sklaverei verurteilt werden.9

Gegenargumente

Auf den ersten Blick mögen diese
Überlegungen ihre Berechti-

gung haben.Keine europäische Regie-
rung spricht den USA ab, dass sie eine
vergleichsweise höhere internationa-
le Verantwortung tragen und deshalb
die Gefahr größer ist, dass ihre Sol-
daten vor das Gericht gestellt werden.
Doch sind dies keineswegs Argumen-
te, die gegen die Kompetenzen des
Strafgerichtshofs oder gegen das Sta-
tut sprechen. Es enthält genügend Si-
cherheitsvorkehrungen, um politisch
motivierte Prozesse zu vermeiden.

So wird der Ankläger zwar von kei-
nem anderen Organ kontrolliert, aber
mit einer einfachen Mehrheit können
die Vertragsstaaten ihn sowie mit einer
Zwei-Drittel-Mehrheit die Richter ab-
setzen. Die Definition von Kriegsver-
brechen kommt der in den Militär-
handbüchern des Pentagon verwen-
deten sehr nahe und stammen aus den
weltweit anerkannten Genfer Konven-
tionen von 1948. Die Definition von
Völkermord ist aus der Konvention
über die Verhütung und Bestrafung
von Völkermord („Völkermordkon-
vention“) von 1948 übernommen, die
auch die USA ratifiziert haben. Ange-
klagte vor dem IStGH haben ein An-
recht auf einen fairen Prozess, auch
wenn sie nicht von einem Geschwore-
nengericht abgeurteilt werden. Ame-
rikanische Militärgerichte sehen dies
übrigens auch nicht vor.10

Die Wahrscheinlichkeit, dass je-
mals ein amerikanischer Bürger vom
IStGH angeklagt wird, ist zudem äu-
ßerst gering. Denn der Gerichtshof,
kann nur dann tätig werden,wenn ein
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Staat nicht willens oder in der Lage ist,
mutmaßlichen Kriegsverbrechern im
eigenen Land den Prozess zu machen.
Er ist die allerletzte Instanz, wenn die
nationale Gerichtsbarkeit nicht funk-
tioniert (Komplementaritätsprinzip).
Ein Land wie die USA, mit einem gut
funktionierenden Justizsystem, muss
am wenigsten fürchten, dass der
IStGH jemals ein Verfahren gegen
dessen Willen an sich zieht, auch
wenn er dazu laut Statut in der Lage
wäre.11 Trotzdem werden die offiziel-
len Vertreter Washingtons nicht
müde,eben dies als realistisches „Hor-
rorszenario“ darzustellen und dem
Gerichtshof, noch bevor er offiziell
seine Arbeit aufgenommen hat, seine
Integrität abzusprechen.12

Ebenfalls kann man davon aus-
gehen, dass der IStGH ein „Gericht
der Demokratien“ sein wird, weil die
Mitgliedstaaten, die die Richter und
Ankläger stellen, sich selbst der Ge-
richtsbarkeit unterwerfen müssen –
Schurkenstaaten werden dies mit Si-
cherheit nicht tun.

Vorschläge der USA

Als Alternative haben die Amerika-
ner schon auf der Konferenz der Be-
vollmächtigten vorgeschlagen,die na-
tionale Verantwortlichkeit zu stärken:
Kriegsverbrecher und Massenver-
gewaltiger sollen in ihren jeweiligen
Herkunftsländern vor Gericht gestellt
werden. Die Staaten sollen dazu er-
muntert werden, im eigenen Land
faire Prozesse sicherzustellen, statt die
Verantwortung an ein internationales
Organ abzutreten. Sei dies nicht
machbar, könne man immer noch

über den Sicherheitsrat zeitlich be-
grenzte Gerichtshöfe schaffen, wie
beispielsweise die Ad-hoc-Tribunale
für Jugoslawien und Ruanda.13

Was spricht also dagegen, auch in
Zukunft, je nach Notwendigkeit, Ad-
hoc-Tribunale einzurichten? Einset-
zung und Tätigwerden eines solchen
Gerichts dauern im Durchschnitt ein,
zwei Jahre und sind mit sehr hohen
Kosten verbunden.14 Dagegen spricht
auch, dass diese im Nachhinein etab-
lierten Gerichte schlechterdings nicht
abschreckend wirken können. Auch
wollten die UN-Mitgliedstaaten, als
sie über die Einrichtung eines ständi-
gen Strafgerichtshofs nachdachten,es
nicht dem Sicherheitsrat überlassen
zu bestimmen, wann Kriegsverbre-
chen und Völkermord geahndet wer-
den und wann nicht.Wie ein ehemali-
ger Ankläger in Nürnberg, Benjamin
B. Ferencz, in seiner Replik auf Henry
Kissinger schrieb: Die Gerechtigkeit
kann im Hinblick auf die schwersten
Verbrechen der Welt nicht von der
politischen Laune derjenigen abhän-
gen, die die Vereinten Nationen kon-
trollieren.15

Die wahren Gründe

Es sind ideologische, historische,
psychologische und strategische
Gründe,die die Haltung der Amerika-
ner bestimmen. An erster Stelle steht
sicherlich die Furcht vor einem Ver-
lust an Souveränität. Im amerikani-
schen Selbstverständnis spielen dem
Staat übergeordnete Machtstruktu-
ren nur eine geringe Rolle. So werden
beispielsweise die Vereinten Nationen
nicht als Forum der Auseinanderset-
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zung über globale Probleme angese-
hen, sondern als ein Instrument, mit
dem andere Staaten und Bürokraten
Einfluss auf die amerikanische Politik
nehmen wollen. So wird auch der
IStGH als eine Gefahr dargestellt, als
Diktatur der Justiz über die legitimen
Machtstrukturen in einem von ge-
wählten Politikern regierten Land.

Der Mythos vom „auserwählten
Land“,das sich von der Alten Welt los-
gelöst hat, um unabhängig und frei zu
sein, spielt sicherlich auch eine ge-
wichtige Rolle in der amerikanisches
Selbsteinschätzung. Die USA sind der
Überzeugung, sich selbst die besten
Gesetze geschaffen zu haben und un-
terwerfen sich nur höchst ungern in-
ternationalen Vereinbarungen, und
dies nur dann, wenn sie den eigenen
Gesetzen entsprechen und uneinge-
schränkt ihrem Nationalinteresse die-
nen. So wurden beispielsweise die
UN-Kinderrechtskonvention nicht
unterzeichnet, der UN-Zivilpakt
nicht ratifiziert, das Antipersonenmi-
nen-Abkommen nicht angenommen
und das Kyoto-Protokoll abgelehnt.
Auch die in Europa de facto abge-
schaffte Todesstrafe ist tief verwurzelt
im amerikanischen Denken.

Eine Erklärung für die ablehnende
Haltung der USA ist auch die Befürch-
tung der Regierung, dass geheim-
dienstliche Erkenntnisse oder militä-
rische Informationen,die Politiker be-
lasten könnten, durch ein internatio-
nales Gerichtsverfahren an die
Öffentlichkeit gelangen könnten – mit
ein Grund dafür, warum die Staaten-
gemeinschaft in der Zeit der Block-
konfrontation nicht bereit war,ein sol-
ches Gericht einzurichten.16 Seit den

Anschlägen vom 11. September 2001
fühlt sich die Großmacht mehr denn
je verfolgt und bedroht.Die Anschläge
haben die Einstellung noch verstärkt,
dass temporäre Koalitionen der Wil-
ligen und nicht die Bindung durch
Verträge die bessere Möglichkeit sind,
Land und Leute zu schützen.

Genährt wird diese Einstellung
durch die internationale Machtkon-
stellation seit dem Ende des Kalten
Krieges. Als mächtigste Nation der
Welt gehen die USA internationale
Probleme mit den Instrumenten einer
solchen an: Zwang statt Überredung,
Sanktionen statt Anreize für besseres
Verhalten. Weil sie es nicht müssen,
sind sie weniger geneigt, in Kooperati-
on mit anderen Nationen gemeinsame
Ziele zu erreichen und sich internatio-
nalen Regeln zu unterwerfen, die sie
bei der Gewährleistung der internatio-
nalen Sicherheit in einer anarchischen
Welt einschränken könnten.17

Alle diese Gründe können die Hal-
tung der USA in diesem Konflikt er-
klären. Sie überzeugen die Europäer
jedoch nicht. Der Schaden, der für das
Völkerrecht und das Streben nach glo-
baler Verantwortlichkeit durch den
„Kompromiss“ vom 12. Juli entstan-
den ist, ist noch nicht absehbar. Die
Herrschaft des Rechts bleibt jedenfalls
weiterhin ein Traum, zumindest auf
globaler Ebene. Im Hinblick auf den
IStGH scheint für die Europäer die Po-
litik des langen Atems die einzig richti-
ge zu sein. Der Internationale Straf-
gerichtshof wird eingerichtet und mit
seiner Arbeit beginnen. Immer mehr
Staaten werden dem Statut beitreten,
und die Praxis wird zeigen, dass die
Befürchtungen der USA unbegründet
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sind. Zu hoffen ist, dass eine neue Re-
gierung in Amerika die Vorbehalte zu-
rücknehmen und das Statut ratifizie-
ren wird – nicht in zwei, nicht in zehn,

aber vielleicht in zwanzig Jahren.
Schließlich hat die Ratifizierung der
Völkermordkonvention durch die
USA auch vierzig Jahre gedauert.
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